
Zeitgeschichte

Millionen für
Historiker
Kulturstaatsministerin Moni-
ka Grütters lässt die braunen
Wurzeln des Kanzleramts
 untersuchen. Das Projekt mit
einem Millionenetat soll die
„personelle Kontinuität und
Diskontinuität zur Zeit vor
1945“ sowie die „Netzwerk -
bildung zwischen dem Kanz-
leramt, den Bundesministe-
rien und Landesbehörden“
klären. Grütters zielt auf
Hans Globke, dem langjähri-
gen Kanzleramtschef unter
Konrad Adenauer. Globke
gilt als NS-belastet, weil er
1936 einen Kommentar zu
den Nürnberger Rassegeset-
zen mitverfasst hatte. Später
prägte er die Personalpolitik
der Regierung Ade nauer.
Grütters lässt das Projekt aus-
schreiben. Sie stellt zudem
weitere drei Millionen Euro

zur Verfügung, um die Früh-
geschichte der  Republik „be-
hördenübergreifend“ zu erfor-
schen. Gegenwärtig suchen
elf Historikerkommissionen
nach braunen Wurzeln von
Ministerien und anderen
 Behörden. Unter Geschichts-
wissenschaftlern ist diese For-
schung umstritten, weil die
Auftraggeber die Geschichts-
projekte für PR-Zwecke nut-
zen und sich der eigenen Of-
fenheit rühmen. Andererseits
sind die Anforderungen an
die Historiker geringer als
sonst in der Wissenschaft.
Das sei „cheap money“, sagte
kürzlich der Bochumer Pro-
fessor Constantin Goschler,
der für den Verfassungsschutz
dessen Historie erforschte. klw

Hauptstadt

Kaiserglorie kontra
Freiheitsdenkmal
In Berlin ist neuer Streit um
die Nutzung der Fläche vor
dem wiedererrichteten Stadt-
schloss entbrannt. Die
sogenannte Schlossfrei-
heit zwischen Spreeka-
nal und Schlosseingang
ist bisher als Ort für ein
Freiheits- und Einheits-
denkmal vorgesehen,
mit dem die friedliche
Revolution von 1989 ge-
würdigt werden soll. Das
hatte der Bundestag be-
schlossen. Es gibt dazu
eine abgeschlossene Pla-
nung, eine Baugenehmi-
gung und TÜV-Zerti -
fizierung. Der Haushalts-
ausschuss hatte das Elf-
Millionen-Projekt im
 vergangenen April je-
doch überraschend ge-
stoppt, angeblich weil es
zu teuer war. Nun hat
derselbe Ausschuss vor

wenigen Tagen 18,5 Millionen
Euro bereitgestellt – aller-
dings für den Wiederaufbau
kaiserlicher Kolonnaden.
„Ein Handstreich“, kritisiert
der ehemalige Bundestags -
präsident Wolfgang Thierse

(SPD), „man kann seine Ver-
achtung vor der friedlichen
Revolution kaum deutlicher
ausdrücken!“ In einem offe-
nen Brief an den Haushalts-
ausschuss und den Kultur-
und Medienausschuss des

Bundestags beklagen
Thierse und andere Un-
terzeichner, unter ihnen
viele ehemalige DDR-
Bürgerrechtler: „Die
plötzliche, weitgehend
undiskutierte Umwid-
mung“ ignoriere „in
 unzulässiger Weise 
die Tragweite und
 Bedeutung des Denk-
mal-Vorhabens“ und
„voran gegangene Festle-
gungen des Deutschen
Bundestages“. Auf den
Platz im Herzen Berlins
gehöre nicht die Glori -
fizierung des Kaiser-
reichs, sondern ein Frei-
heitsdenkmal, das den
Wandel Deutschlands
hin zu einer Demokra-
tie demonstriere. wen
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Deutschland
Extremismus

Polizisten unter
Verdacht
Die Ermittlungen gegen die
rechte mutmaßliche Terror-
gruppe Freital könnten für
beteiligte Polizisten und
Staatsanwälte juristische Kon-
sequenzen haben. Ein An-
walt der Angeklagten hat
beim Generalbundesanwalt
Strafanzeige wegen des Ver-
dachts der Rechtsbeugung,
Strafvereitelung im Amt und
Datenunterdrückung gestellt.
Hintergrund ist der Umgang
mit einem Zeugen aus dem
Umfeld der Gruppe. Der
Mann, der in Kontakt mit
dem sächsischen Landesamt
für Verfassungsschutz stand,
wird als Mittäter verdächtigt.
Einem solchen Zeugen Ver-
traulichkeit zuzusichern, so
der Dresdner Strafverteidiger
Endrik Wilhelm, verstoße ge-
gen Richtlinien. Der Mann
sei zu spät zum Beschuldig-
ten gemacht worden. Beim
Bundesanwalt läuft bereits
ein Prüfverfahren gegen
 beteiligte Polizeibeamte. stw
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Grütters

Historische Kolonnaden um 1900

Auslandsinvestitionen

Mauer gegen China
Die Bundesregierung hat sich
als Reaktion auf den Kauf
deutscher Hightechunterneh-
men durch chinesische Inves-
toren auf eine Initiative zum
Investitionsschutz geeinigt.
Künftig sollen Akquisitionen
stärker daraufhin überprüft
werden, ob sie wirtschafts -
politische Interessen Deutsch-
lands verletzen. Bundeswirt-
schaftsminister Sigmar Ga-
briel (SPD) will dazu das
 Außenwirtschaftsgesetz än-
dern und den Sicherheitsbe-
griff bei der Informations-

technik ausweiten. Eine Ge-
setzesänderung soll bis Janu-
ar in den parlamentarischen
Entscheidungsprozess einge-
bracht werden. Mit Unterstüt-
zung des Kanzleramts will
sich Gabriel auch auf europäi-
scher Ebene für ein Investi -
tionsschutz-Instrumentarium
einsetzen. Derzeit prüft Ga-
briels Ministerium den Ver-
kauf des deutschen Maschi-
nenbauers Aixtron. Dessen
Übernahme durch einen chi-
nesischen Investor soll nach
dem Willen der US-Behörden
untersagt werden, weil China
damit an militärisches Know-
how gelangen könnte. gt
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Gabriel in Hongkong 

Freiheits- und Einheitsdenkmal (Simulation)


